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Demokratie
als Lebensform?



Ab in die Politik. Mit den letzten Hamburger
Wahlen zur Bürgerschaft und zu den Bezirks ver -
sammlungen sind auch einige Aktive aus den
Jugendverbänden in die Parlamente eingezo-
gen. Glückwunsch. Das demokratische Hand -
werks zeug, das in Jugendverbänden erlernt wird,
hilft gewiss weiter. Für Multiplikatoren in den
Hamburger Jugendverbänden ist es gut zu wis-
sen, wen man »in der Politik« auch mal direkt
ansprechen kann.

Robert Bläsing (links) ist bei der Deutschen
Beamtenbundjugend aktiv, zudem Vorsitzender
der FDP Hamburg-Nord und seit März 2011 nun-
mehr Mitglied der Hamburgischen Bürgerschaft.
Der Diplom-Verwaltungswirt arbeitet in der
Behör  de für Wirtschaft, Verkehr und Inno va tion.
Marc Buttler (mitte) war lange Jahre Vor -
sitzender des Landesjugendringes und führt
weiterhin die Arbeitsgemeinschaft freier Jugend -
 verbände an. Im Wahlkreis 12 ist der Jurist nun
direkt für die SPD in die Bezirksversammlung
Wandsbek gewählt und von seiner Fraktion zum
jugendpolitischen Sprecher bestimmt worden. 
Henrik Strate (rechts) ist aktiv bei der
Jugendfeuerwehr Hamburg und bei der SPD. Der
Student der Stadtplanung an der HafenCity
Universität wurde in die Bezirksversammlung
Altona wiedergewählt. 

Raus aus dem Verband. Irgendwann muss ein-
mal Schluss sein. Auch für langjährige Aktive,
die kaum – dank ihres Engagements – aus
ihrem Jugendverband wegzudenken sind und
zunächst eine große Lücke hinterlassen wer-
den. Günther »Günni« Herberholz (links) ver-
abschiedete sich mit einer großen Ab schieds -
party vom Bund der Deutschen Katholi schen
Jugend und der Deutschen Pfadfinder schaft St.
Georg. Auch der langjährige Vor sitzende der
Arbeitsgemeinschaft Hamburger Pfadfinderver -
bände, Sven »Uglug« Barth (rechts), legte
sein Amt nieder. Der Landesjugendring dankt
beiden für ihre konstruktive und engagierte
Mitarbeit in unseren Gremien. (jg)    
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Nach neun Jahren Regierungsabstinenz ist das Rathaus wieder »rot«.
Die SPD hat es geschafft, nach einem desolaten Bundestagsergebnis zu
neuer Stärke zu finden und damit gleich das Hamburger Rathaus im
Alleingang – wenn auch mit hauchdünner Mehrheit – zu »erobern«.
Dennoch: Diese absolute Mehrheit verpflichtet. Sie verpflichtet zu Augen -
maß, sie bedeutet große Verantwortung, und sie wird die SPD messen an
ihrem vom neuen Bürgermeister Olaf Scholz ausgerufenen Credo zum
»guten Regieren«.

Wie haben junge Menschen gewählt? Wenn sie denn zur Wahl gegan-
gen sind … Zunächst ist zu konstatieren: Die stärkste »Bewegung« bil-
den weiterhin junge Nichtwähler. 56 % der 18- bis 24jährigen (zum Ver -
gleich 2008: 61,8 %) und 51,2 % der 25- bis 34jährigen (2008: 46 %)
sind der Bürgerschaftswahl ferngeblieben. Damit sind diese Gruppen
deutlich wahlfauler als ältere Generationen (2011: nur 32,8 % der über
60jährigen und 38,4 % der 45- bis 59jährigen sind Nichtwähler). Dieser
Befund ist trotz des Aufwärtstrends bei den Jungwählern ernüchternd.
»Jugend wieder politischer« hatte die jüngste Shell Jugendstudie bei der
Gruppe der bis 24jährigen noch diagnostiziert (vgl. punktum 4/10). Doch
auch hier, bei den 18- bis 24jährigen, gilt es zu differenzieren: Während
11,1 % mehr junge Männer als bei der letzten Bürgerschaftswahl sich
aktuell beteiligt haben (insgesamt 49,7 % Wahlbeteiligung 2011), gab es
bei jungen Frauen nur ein Plus von 1,2 % (insgesamt 39,2 %). Damit
haben junge Frauen weiterhin die rote Laterne bei der Wahlbeteiligung
inne. Bei der Frage, was junge Menschen gewählt haben, gab es keine
großen Überraschungen – sowohl im Vergleich zur letzten Bürger schafts -
wahl als auch in Relation zum Gesamttrend. Die 18- bis 24jährigen haben
die CDU abgestraft (16,6 % insgesamt | minus 12,6 % im Vergleich zu
2008), die SPD gestärkt (47,5 % | plus 4,8 %), die Grünen/GAL (14 % |
plus 1,1 %) und Die Linke (8,0 % | plus 1,5 %) fast gleichstark wieder-
gewählt, aber entgegen dem Gesamttrend die FDP weiterhin übersehen
(3,4 % | minus 0,4 %). Leider gibt die Wahlanalyse des Statistischen
Amtes keinen Aufschluss über Wahlbewegungen junger Menschen hin zu
kleinen Parteien, die nicht in Bürgerschaft eingezogen sind. 

Gutes Regieren? Wie dieses SPD-Credo konkret aussehen soll, ist bisher
in nur wenigen Vorhaben skizziert geworden. Für den Landesjugendring
und all seinen Mitgliedern stehen natürlich die Pläne der neuen Sozial -
behörde und ihrem Präses Detlef Scheele im Mittelpunkt des Interesses.
Vor der Wahl haben wir uns auf einige konkrete Forderungen geeinigt:
Abschaffung der Studiengebühren für alle Juleica-Inhaber/innen, Leis -
tungen aus dem Bildungspaket für Kinder und Jugendliche an das SGB
VIII anbinden, Stärkung der Jugendverbandsstrukturen, Partizipation
von Kindern und Jugendlichen gemäß § 33 BezVG ermöglichen und das
Wahlalter auf 14 Jahre absenken. Daran werden wir die neue Regierung
messen und unsere eigene Vorstellung vom »guten Regieren« entwickeln. 
Zumindest ein Plan deckt sich bereits mit unseren Forderungen. So sol-
len laut Regierungserklärung des Bürgermeisters die Studiengebühren für
alle Studierenden in Hamburg abgeschafft werden. Ein erster Schritt in
Richtung Chancengleichheit in der Bildung. Das Bildungspaket für Kinder
und Jugendliche aus einkommensschwachen Familien und die sog. Hartz-

»Gutes Regieren« auch für die Hamburger Jugendverbände?

IV-Reform jedoch lassen immer noch viel zu wünschen übrig. Unsere
Forderung, auch politische Bildungsarbeit in die Bildungsgutscheine ein-
zubinden, bleibt weiter unser Verhandlungsschwerpunkt.

Zukunftsfragen. Es wird sich darüber hinaus zeigen, wie die Politik zur
Förderung von Jugendverbandsstrukturen aussieht. Welche Rolle werden
Jugendverbände in Hamburg in Zukunft spielen? Werden ihre Wirkungs -
stätten weiterhin in Frage stehen? Zunächst können wir auf einen guten
Ausgang der Haushaltskonsolidierung für uns zurückblicken. Wir wissen
aber auch, dass Olaf Scholz angekündigt hat, alle Aktivitäten von der
Haushaltslage abhängig zu machen. Deshalb richten wir uns mit diesem
Kommentar bereits mit »klarer Kante« an Senator Scheele: Finger weg
von Kürzungen im Landesförderplan der Jugendverbände! Die Bedeutung
der Jugendverbände in Hamburg wird sich auch auf Bezirksebene zeigen.
Als Interessensvertretung für alle Kinder und Jugendlichen liegt uns ihre
Partizipation in all ihre Lebenswelt betreffenden Bereichen am Herzen.
Dies haben wir durch eine LJR-Position auf der Vollversammlung im
November 2010 unterstrichen. Die Umsetzung für geeignete Verfahren
und die Verankerung auf bezirklicher Ebene werden wir weiter in den
Jugendhilfeausschüssen vorantreiben und merken, wie ernst es den zum
größten Teil der SPD angehörigen Bezirksversammlungsabgeordneten
wirklich ist – oder ob ihr Verständnis zur Förderung von Kindern und
Jugendlichen bei bezahlbaren KiTa-Plätzen endet.
Die neue Zusammensetzung der Sozialbehörde, die nun auch das Feld
»Arbeit« umfassen wird, die Restrukturierung und die neuen Staatsräte
werden unter Umständen eine Prioritätenverschiebung des Senators mit
sich bringen. Wir werden ihn von Anfang an und kontinuierlich daran
erinnern, dass die Jugendverbände in Hamburg niemals von seiner
Prioritätenliste verschwinden werden.
Lieber Senator Scheele, wir – der Vorstand des Landesjugendrings
Hamburg und die Mitglieder der Vollversammlung – freuen uns auf Ihren
Antrittsbesuch. Wir wollen wissen, welche Vorstellung Sie zur Jugendver -
bandslandschaft in Hamburg haben und auf welche Weise Sie mit unse-
ren spezifischen Herausforderungen in Zukunft umgehen werden. 

Julia Sammoray, LJR-Vorsitzende

Kommentar
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Machtwechsel im Hamburger Rathaus
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Demokratie als Lebensform? 

Woher kommen die Demokraten in einer Demokratie? Durch die
Beteiligung an Wahlen alle paar Jahre? Allein dadurch wohl kaum. Demo -
kratie ist keine Meinungsumfrage. Wahlen sind ein Element der Volks -
herrschaft, Demokratie als Lebensform greift weiter. 

Demokratie erfordert vielmehr die Wandlung des einzelnen Individuums
zum politischen Menschen. Der Einzelne wird zum zoon politicon, so
wie Aristoteles ihn in der Zeit der attischen Demokratie bestimmte,
indem er aus der alleinigen Verfolgung seiner privaten Interessen ohne
Rücksicht auf andere heraustritt und an der Bildung eines gemeinsamen
Willens teilnimmt. Unpolitisch ist folglich der, dem die Entwicklung 
des Gemeinwesens gleichgültig ist, »der den kollektiv erwirtschafteten
Reich tum privatisiert und sich weigert, aktiv an den Volksversammlungen
teilzunehmen« (vgl. Oskar Negt im nachfolgenden Beitrag).

Diese Wandlung zum politischen Menschen gilt es einzuüben. Demokratie
ist die einzige staatlich verfasste Gesellschaftsordnung, so Negt weiter,
»die gelernt werden muss – nicht ein für allemal, so als könnte man sich

einen gesicherten Regelbestand aneignen, der fürs ganze Leben aus-
reicht, sondern immer wieder. Und solch ein Lernprozess ist ohne prakti-
sche Übung nicht möglich.«

Jugendverbände verstehen sich als Werkstätten der Demokratie. Junge
Men schen organisieren sich selbst, unternehmen Freizeiten, treten für
ihre gemeinsamen Interessen ein und gestalten demokratisch das Ver -
bands  leben. Demokratie als Lebensform soll hier als praktische Übung
erlern- und lebbar sein.

Aber ist es das? Im zweiten Titelthemenbeitrag stellen Richter und
Sturzenhecker Jugendverbände auf den Prüfstand und kritisieren zwei
Tendenzen, welche die innerverbandliche Demokratie auszuhöhlen drohen.
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Der politische Mensch
Demokratie als Lebensform*

Von Oskar Negt, Hannover

In einer Zeit, in der die Realpolitiker aller
Schattierungen die entwickelten Gesell -
schafts ordnungen an den Rand eines Ab -
grunds getrieben haben und nur noch
Utopien, die positiven ebenso wie die nega-
tiven, realistisch erscheinen, in einer sol-
chen Zeit mag es sinnvoll sein, einer zentra-
len Figur dieses globalen Trauerspiels größe-
re Aufmerksamkeit zu widmen – dem
politischen Menschen.

Wer ist das? Wie sieht er aus? In der
Geschichte der Sozialphilosophie tritt diese
Handlungsfigur in verschiedenen Rollen auf;
die professionelle Prägung gruppiert sich um
Macht und Herrschaft, um Machterwerb, Macht -
erhaltung – trägt also wesentlich machttechni-
sche Merkmale.
Ein politischer Mensch verfügt – so sagt man –
über das Vermögen und die Fähigkeit, seinen
Willen, auch gegen Widerstand der anderen,
durchzusetzen. So heißt es bei Max Weber:
»Politik würde für uns also heißen: Streben
nach Machtanteil oder nach Beeinflussung der
Machtverteilung. Wer Politik treibt, erstrebt
Macht.«
Das mag zutreffen, aber dieser eher staatsbe-

zogen verengte, in der Wissenschaft jedoch
geläufige Begriff des Politischen – als spezifi-
sches Tätigkeitsmerkmal eines Berufs – unter-
schlägt vielfältige Handlungsfelder des homo
politicus, die für den Zusammenhalt des gesell-
schaftlichen Ganzen von größerer Bedeutung
sind als die machttechnischen Apparate, von
denen wir gerade in den letzten Jahrzehnten
erfahren haben, wie schnell sie zusammenbre-
chen können.

Das zoon politicon, wie Aristoteles den politi-
schen Menschen der attischen Demokratie im
Zeitalter des Perikles definiert, enthält eine
ganz andere Wesensbestimmung als die Macht:
unpolitisch ist der, dem das Schicksal der Polis,
des Gemeinwesens, gleichgültig ist, der den
kollektiv erwirtschafteten Reichtum privatisiert
und sich weigert, aktiv an den Volksversamm -
lungen teilzunehmen.
Die von Perikles geprägte attische Demokratie
begründet eine Tradition der Gesellschafts -
philosophie, in der die Figur des politischen
Menschen immer deutlicher eine eigentümliche
und eigensinnige Gestalt annimmt, die von
einer zur Lebensform gereiften demokratischen
Gesamtorganisation nicht mehr zu trennen ist.

Aufklärung und Französische Revolution haben
dieser Gestalt unverwechselbare Charakterzüge
verliehen: es ist der Citoyen, der öffentliche
Bürger, der seinem Gegenpart, dem Bourgeois,
dem homo oeconomicus die Grenzen seiner
interessenbedingten Handlungsfreiheit zu set-
zen hat, in dem er mit dem Gesamtwohl gleich-
zeitig die Würde des Einzelnen einklagt. Der
politische und der ökonomische Freiheitsbegriff
kommen nie zur Deckung.

Es gehört zu den fatalen Entwicklungen der ver-
gangenen zwei Jahrzehnte, dass die krebsartige
Wucherung eines Menschenbildes, dass die cha-
rakteristischen Züge des homo oeconomicus,
des unternehmerisch Tätigen, immer stärker in
alle Kulturbereiche und selbst in die Denkweise
der professionellen Politiker eingedrungen ist.

Welche Verarmung mit dieser betriebswirt-
schaftlich verengten Weltsicht verbunden ist,
zeigen Ohnmacht und Phantasielosigkeit im
Umgang mit der gegenwärtigen Krise: Den
akkreditierten Realpolitikern fällt nichts ande-
res ein, als jene Machtmittel zur Bekämpfung
der Krise einzusetzen, deren Missbrauch eben
diese Krise verursacht hat. Die Schutz-Schirm-



in der Jugend empfangen; wir aber müssen
jetzt alle fünf Jahre umlernen, wenn wir nicht
ganz aus der Mode kommen wollen.«

Demokratie macht Lernen in noch kleineren
Zeitabschnitten notwendig. Und ohne Mit be -
stimmung in allen Lebensbereichen, die wichti-
ge Angelegenheiten der Menschen betreffen
und regulieren – und zu diesen gehören maß-
geblich die wirtschaftlichen Produktionszusam -
men hänge –, ist demokratisches Lernen schwer
vorstellbar und die Haltbarkeit eines demokra-
tischen Gemeinwesens höchst zweifelhaft.
Es wäre an der Zeit, den öffentlichen Raum zu
erweitern und weiter zu öffnen für jene Pro -
zesse gesellschaftlicher Selbstverständigung, in
denen Krisenlösungen als Akte der Befreiung,
der Emanzipation verstanden werden. Der poli-
tische Mensch als Citoyen bekäme dadurch wie-
der die ihm zukommende zentrale Bedeutung
für die demokratische Ordnung des Gemein -
wesens.

Anmerkung:
* Erstveröffentlichung als Hörfunkessay in der
Reihe »Gedanken zur Zeit«, NDR Kultur,
12.9.2010. Wiederveröffentlichung mit freund-
licher Genehmigung von Oskar Negt und dem
NDR.
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Demokratie als Lebensform?Titelthema:

Milliarden wachsen von Tag zu Tag; es sind
astronomische Zahlen, die genannt werden. Wie
sollen die Menschen aber Achtung haben vor
Politikern, die sich in der Öffentlichkeit als
harte Realisten darstellen, aber am Sonntag
Angst vor dem Montag haben, weil dann die
Börsen wieder geöffnet sind. Die organisierte
Verantwortungslosigkeit im Umgang mit den
Produkten kollektiver Wertschätzung, die
immer stärker dem Privatgebrauch zugeführt
werden und oft einfach in Korruption versac-
ken, ist jedoch nur Symptom einer viel tiefer
gehenden Krise der Demokratie. Diese hat
etwas damit zu tun, dass dort, wo der politi-
sche Mensch als Citoyen aus der Öffentlichkeit
verschwindet, die Selbstreflexion einer Gesell -
schaft ihre orientierende Kraft verliert.

Es ist bestürzend wahrzunehmen, wie wenig die
gegenwärtige Krise gesellschaftliche Lernpro -
zesse anstößt. Viele beschwören den Abgrund,
aber es scheint alles normal weiter zu laufen.
Wenige sprechen davon, dass wir uns inmitten
radikaler Umbrüche zum Beispiel des Lernens
und der Arbeitsgesellschaft befinden. In einer
Zeit solcher Umbrüche – das wissen wir aus der
Geschichte – vollziehen sich Wirklichkeits -
spaltungen. Sie gehören zu den unmerklichsten
gesellschaftlichen Veränderungen und gleich-
zeitig zu den folgenreichsten. Die subjektiven
Orientierungen der Menschen und das System
der Institutionen weisen weit auseinander. Die
Menschen wenden sich in ihrer Orientierungs -
suche zunächst, dann aber in rasanter
Beschleunigung, vom vorgegebenen System ab,
und es bilden sich politische Schwarzmarkt -
phantasien, die auf eine Spaltung der Wirk -
lichkeit drängen. Es entsteht eine gesellschaft-
liche Situation, in der die Menschen von Tag zu
Tag die Wirklichkeitsebenen wechseln, weil sie
unsicher sind, welche der Realitätsdefinitionen
auf Dauer gelten soll.
Cicero hatte in diesem Zusammenhang eines
Umbaus der Gesellschaft von einer »res publica
amissa« gesprochen. Die Institutionen der
römi schen Adelsrepublik waren noch nicht
abgeschafft, aber die politische Atmosphäre
war angefüllt mit Unkenrufen, die auf ein ganz
neues Herrschaftssystem hinwiesen – das des
Prinzipats und das der Caesaren.
Die Klage Ciceros über die »res publica amissa«
zeigt seine Sensibilität für die Gebrochenheiten
einer Gesellschaftsordnung, in der das offiziel-
le Institutionengefüge noch funktionsfähig
erscheint, in der es aber im Inneren der Gesell -
schaft brodelt und mit sozialen Unruhen zu
rechnen ist. Dieses a-mitare, a-missum ist ja
bedeutungsreich: Von »sich – gehen – lassen«,
»wegschicken«, bis »entlassen«, aber auch
»absichtlich fallen lassen«, »aufgeben«, »fah-
ren lassen«.

Auf unsere heutigen Verhältnisse bezogen kön-
nen wir, indem wir durch die Not der Krisen -
erschütterungen belehrt, über Bildung und
politische Urteilskraft erneut nachzudenken
genötigt sind, dadurch von einer res publica
amissa sprechen, von einer vernachlässigten
Demokratie, einer Ordnung, in der die genuinen
Demokraten, die eigensinnigen Menschen
immer weniger werden.

Das Rückgrat der Demokratie als Lebensform
mit weit gespannten Mit-Selbstbestimmungs -
rechten ist der eigensinnige und politisch
urteilsfähige Mensch. Es ist nicht der häufig
beschworene Leistungsträger als Führungskraft
und schon gar nicht der leistungsbewusste
Mitläufer.
Der Hauptstrom der geistigen Entwicklung
fliesst freilich in eine ganz entgegengesetzte
Richtung. Umso dringender ist politische
Bildung, die das Krisenbewusstsein schärft und
die Urteilsfähigkeit der Menschen erweitert.
Der Demokratie als einer gesellschaftlichen
Gesamt verfassung haftet freilich ein Makel an:
Sie funktioniert nicht aus sich heraus, auch
nicht, wenn man über die besten Institutionen
und rechtlichen Verfahrensregeln verfügt. Das
Schicksal einer demokratischen Gesellschafts -
ordnung, die mit Leben erfüllt ist, hängt davon
ab, in welchem Maße die Menschen dafür Sorge
tragen, dass das Gemeinwesen nicht beschädigt
wird und der politische Faden zum Wohlergehen
des Ganzen nicht reißt.

Denn Demokratie ist die einzige staatlich ver-
fasste Gesellschaftsordnung, die gelernt werden
muss – nicht ein für allemal, so als könnte man
sich einen gesicherten Regelbestand aneignen,
der fürs ganze Leben ausreicht, sondern immer
wieder, in tagtäglicher Anstrengung bis ins
hohe Alter hinein. Und solch ein Lernprozess
ist ohne praktische Übung nicht möglich.
Nimmt man also das höchst strapazierte Wort
vom lebensbegleitenden Lernen in den Mund,
dann betrifft das in erster Linie auch das poli-
tische Lernen. Das man fortwährend lernen
müsse, ist freilich ein uralter Topos, der seit
Entstehen der kapitalistischen Wirtschaftsdy -
namik mit der sie begleitenden Klage über die
Endtraditionalisierung des Lebens aufs Engste
verknüpft ist.

Schon Goethes »Wahlverwandtschaften« legen
Zeugnis ab für dieses Erschrecken über die Not -
wendigkeit fortwährenden Lernens und die
gerin ge Verlässlichkeit von Traditionsbe stän -
den: »Es ist schlimm genug«, rief Eduard (die-
ser reiche Baron im besten Mannesalter, wie
Goethe ihn kennzeichnet) »dass man jetzt nichts
für sein ganzes Leben lernen kann. Unsere Vor -
fahren hielten sich an den Unter richt, den sie

Zur Person

Oskar Negt war bis zur seiner Emeritierung
2002 Professor für Soziologie an der Gott -
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover
und gilt als führender Denker der Kritischen
Theorie. Publikationen u.a.: Die Faust-
Karriere. Vom verzweifelten Intel lek tu ellen
zum gescheiterten Unternehmer, Göttingen
2006. Der politische Mensch. Demokratie
als Lebens form, Steidl Verlag, Göttingen 2010
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Demokratiebildung am Ende?
Jugendverbände zwischen Familiarisierung und Verbetrieblichung*

Von Helmut Richter und 
Benedikt Sturzenhecker, Hamburg

Aktuelle Problementwicklungen von Jugend -
verbänden stellen unter heutigen sozialpoli-
tischen, gesellschaftlichen und jugendspezi-
fischen Rahmenbedingungen Verschärfungen
von strukturellen Grundwidersprüchen der
Jugendverbandsarbeit dar, die schon seit
den 1960er Jahren erkennbar waren – so
eine zentrale These dieses Textes. Sie wur-
den besonders von Giesecke (1980/1971)
bereits in dem Klassiker »Die Jugendarbeit«
analysiert. Im Folgenden werden wir an die
historischen Grundprobleme anknüpfen und
aus unserer Sicht ihre heutige Zuspitzung
erläutern. Diese erkennen wir besonders in
den Tendenzen zur Familiarisierung der
Verbände einerseits und ihrer Entwicklung
zu dienstleistenden Wirtschaftsbetrieben
andererseits. In beiden Entwicklungen sehen
wir Gefahren für Strukturen und Potentiale
einer Demokratiebildung in der Jugend -
verbands arbeit.

Auftrag und Potential zur Demokra -
tiebildung in Jugendvereinen

Der § 11 Abs. 1 SGB VIII (Kinder- und Jugend -
hilfegesetz) weist der Jugendarbeit die Auf -
gabe zu, junge Menschen durch partizipative
Angebotsformen zur Selbstbestimmung, gesell-
schaftlichen Mitbestimmung und zum sozialen
Engagement zu befähigen (vgl. zum Folgenden
Sturzenhecker/Richter 2010). Das Gesetz ent-
wirft mit den Wirkungszielbegriffen der »Selbst -
bestim mung, gesellschaftlichen Mitverant wor -
tung und des sozialen Engagements« ein mün-
diges und engagiertes Subjekt in einer
demo kratischen Zivilgesellschaft, das die eige-
ne Autonomie im Rahmen gesellschaftlicher
Mitbestimmung, Mitgestaltung und Mit ver ant -
wor tung realisiert. Dieses Ziel der Bildung
eines/r demokratischen Bürgers/in wird konkre-
tisiert durch die demokratische Strukturierung
der jugendarbeiterischen Bildungsbedingun gen:
Jugendarbeit soll bei den Interessen der Kinder
und Jugendlichen ansetzen und von ihnen mit-
gestaltet und mitbestimmt werden. Damit wird
Jugendarbeit als ein demokratischer Prozess
entworfen, in dem die Beteiligten Inte r es sen
artikulieren und ihre Umsetzung gemeinsam
bestimmen und gestalten. Demokratie wird hier
durch ihre praktische Anwendung angeeignet:
Jugendarbeit mutet Demokratie zu, und die
Fähig keiten der Selbst- und Mitbestimmung

entstehen im Prozess ihrer Aus-Übung. Solche
entwicklungsförderlichen Erfahrungen werden
als »Angebote« zur Verfügung gestellt, denn
die Potenziale zur Demokratiebildung können
sich nur frei und nicht unter Zwang entfalten.
Es wird eine freie Assoziation der Kinder und
Jugendlichen ermöglicht. Sie können sich in
der Jugendarbeit frei gesellen und bestimmen,
was und wie sie etwas zusammen tun möchten.
Durch Demokratiebildung wird insofern dem
Prinzip der Freiwilligkeit in der Jugendarbeit in
ausgezeichneter Weise Rechnung getragen.

Der § 12 SGBVIII verstärkt diese demokratie-
förderlichen Bedingungen noch für die Jugend -
verbandsarbeit. Jugendvereine bzw. -verbände
werden als demokratische Assoziationen frei-
willig sich zusammenfindender Mitglieder ent-
worfen, die das Verbandsleben eigenverant-
wortlich selbst organisieren, gemeinsam gestal-
ten und mitverantworten. Darüber hinaus wird
den Verbänden die Funktion einer Artikulation
und Vertretung der »Anliegen und Interessen
junger Menschen« in der demokratischen
Öffentlichkeit und Politik zugewiesen. Ent -
sprechend lautet auch das Selbstverständnis

der Jugendverbände: »Die Demokratie wird
erfahrbar, weil das Zusammenleben in der
Freizeit und im Verband demokratisch gestaltet
wird. Jugendverbände sind daher lebendige
Werkstätten der Demokratie und übernehmen
wichtige Sozialisierungs- und Bildungs auf -
gaben« (Deutscher Bundesjugendring 2004, S.
2).

Diese Demokratie eröffnenden Struktur -
bedin gungen werden besonders deutlich, wenn
die Jugendverbände auch als rechtlich verfasste

»Es wird eine freie Assoziation der
Kinder und Jugendlichen ermög-
licht. Sie können sich in der
Jugendarbeit frei gesellen und
bestimmen, was und wie sie etwas
zusammen tun möchten. Durch
Demokratiebildung wird insofern
dem Prinzip der Freiwilligkeit in
der Jugendarbeit in ausgezeichne-
ter Weise Rechnung getragen.«
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eingetragene Vereine erkannt werden (vgl.
Richter 2000). Denn der (Jugend-)Verein ist
von seiner Rechtsform her eine demokratisch
strukturierte Organisation und deshalb durch
folgende »Vereinsprinzipien« gekennzeichnet:
»Der Verein ist [also] eine soziale Gruppe (bzw.
Organisation), die sich anhand der freiwilligen,
formalen, nicht ausschließenden Mitgliedschaft
abgrenzt, ein gemeinsames Vereinsziel und
Mitgliederhandeln aufweist, sich lokal begrenzt
und dauerhaft angelegt sein soll (...) und (die)
über ein gewisses Maß an ›Öffentlichkeit‹ ver-
fügt« (Bühler/Kanitz/Siewert 1978, S. 43).
Kurz: Organisationeller Rahmen, Freiwilligkeit,
formale Mitgliedschaft, gemeinsame inhaltliche
Interessens- bzw. Zielorientierung, Mitglieds -
handeln (Ehrenamt), Ortsgebundenheit (Lokali -
tät) und Öffentlichkeit zeichnen den Verein als
genuine Institution der Demokratiebildung aus
– im Unterschied zur Schule mit ihrer Bindung
an (Schul-)Pflicht, Curriculum, Fachdidaktik
und Gruppenzwang (Schulklasse).

Von besonderer Bedeutung ist dabei das Prinzip
der Öffentlichkeit, wenn man sie als demokrati-
sche im Sinne von Habermas' Kategorie der
Öffentlichkeit versteht, wie er sie in seiner
Untersuchung über den »Strukturwandel der
Öffentlichkeit« (1990/1962) eingeführt hat
(vgl. Richter 1999). Dann lässt sich zum Ersten
der Verein aus seiner je möglichen partikularis -
tischen Milieuhaftung lösen und zum Zweiten
über das Prinzip der Lokalität als verortet in der
kommunalen Öffentlichkeit (in Großstädten
auch in den Stadtteilen) bestimmen. Diese
kommu nale Basis des (Jugend-)Vereins ver-
schafft ihm zugleich seine konkrete demokrati-
sche Qualität, konturiert sie ihn doch gegen-
über der Privatsphäre einerseits und der »Welt -
öffentlichkeit« andererseits als besondere
Einheit von partikularer und universeller
Öffent lichkeit.

Unsere These ist nun, dass die hier entfalteten
Potentiale der Demokratiebildung in den
Jugend vereinen und -verbänden bisher kaum
verwirklicht worden sind und sie daher für ihre
Mitglieder – also besonders für die Kinder und
Jugendlichen in den kommunal verorteten
Basisgruppen – zu wenig als Feld konkreter
Umsetzung eigener demokratischer Mitverant -
wortungs- und Mitentscheidungspraxis erfahr-
bar werden.

Diesen Mangel an Demokratiebildung sehen wir
bereits in dem die bundesrepublikanische
Jugendverbandsarbeit prägenden »Grundsatz -
ge spräch von St. Martin« angelegt, das der
Deutsche Bundesjugendring (1962) im Jahre
1962 über »Selbstverständnis und Wirklichkeit
der heutigen Jugendverbandsarbeit« führte. Es

bildete den Ausgangspunkt für eine neue
Konstruktion des Jugendverbandes, und zwar
sowohl in seinem Innenverhältnis als auch in
seinen Außenbeziehungen zu Gesellschaft und
Politik (vgl. Richter 2011).

Jugendverband in der Konkurrenz -
demo kratie – St. Martin revisited

In dem Grundsatzgespräch von St. Martin wird
zunächst ein spezifisches Konzept der Gruppe
als Gemeinschaft an der Basis des Verbandes
entwickelt. Diese Basisgruppe wird entworfen
als ein ständiges »Zusammenwirken junger
Men schen gleicher Altersstufen im überschau-
baren Bereich der Primärgruppe« – als »kleine
Gemeinschaft« im Gegensatz zur »Großgesell -
schaft«. Ihre Prinzipien werden als »Erziehung
auf Gegenseitigkeit« und als »Selbsterziehung
und Selbstveranstaltung der Jugend« be -
stimmt. Wenn dabei der altershomogenen
Gemeinschaft die Qualität einer »Primär grup -
pe« – soziologisch wird mit diesem Begriff
sonst die Familie bezeichnet (!) – ebenso wie
die Aufgabe der Selbsterziehung und Selbst -
organisation zugesprochen wird, so erinnert
diese Konstruktion deutlich an die gemein-
schaftsbezogenen und Autonomie beanspru-
chenden Vorstellungen der Jugendbewegung.

Allerdings: »Ein ›autonomes Jugendreich‹ wird
nicht angestrebt« (Deutscher Bundesjugendring
1962, S. 119). Vielmehr werden den Jugend -
verbänden entgegen den traditionellen Auto -
nomiebestrebungen der Jugendbewegung Funk -
tionen der Erziehung und Integration in die
Gesellschaft übertragen. Die Aufgabe des
Jugendverbandes wird nun verstanden als
»Einführung des jungen Menschen in seine spä-
teren Aufgabenkreise«, indem ihm »seine
Pflich ten und Rechte innerhalb der Familie, im
Rahmen des Berufs- und Arbeitslebens und in
Politik und Gesellschaft deutlich gemacht« wer-
den. Orientiert an der »Gesamtgesellschaft« und
»Erziehungsleitbildern« sollen »menschliche
Tugenden und Wertvorstellungen vermittelt
werden«. Erziehungsziel ist eine Integration in
die (unhinterfragten) Strukturen und Hand -
lungsformen der »Großgesellschaft«.

Mit dieser widersprüchlichen Konstruktion tritt
der zentrale Jugendverband seinen sich selbst
erziehenden Gemeinschaftsgruppen in den
dezentralen Vereinen nun selbst als Erzieher
gegenüber. Diesem Konzept zu Grunde liegt
eine Analogisierung zwischen Jugendverband
und Staat: Es wird angenommen, dass der
Verband wie der Staat strukturiert und so in der
Lage sei, an seinen Verhältnissen »den Aufbau
der Großgesellschaft überschaubar zu machen«.
In diesem Sinne wird auch die Ebene der

»Verbandsleitungen« eingeführt, die auf eine
»sich ständig erneuernde Legitimation ›von
unten‹, vom jungen Menschen her« angewiesen
sei. Das wird als »Grundbedingung demokrati-
schen Jugendlebens« bezeichnet.

Die Verhältnisse im Verband werden gleichge-
setzt mit denen des Bürgers zum Staat: Wie in
der »Großgesellschaft« die Bürger/innen in den
Staat, so sind die Gruppen in die Verbands -
organi sationen »eingeordnet« und so wird auch
»das Einüben von Verhaltensweisen in der
demo kratischen Massengesellschaft möglich«.
Das ist das Geheimnis der Integrations er zieh -
ung des Jugendverbandes, denn wie der Staat
den Bürgern tritt der Verband seinen jugend-
lichen Gruppen/Mitgliedern gegenüber: Er
erzieht sie, er ordnet sie ein, er betreibt Politik
für sie, er erwartet die »Verantwortung staats-
bürgerlicher Lebensführung« als Integra tion in
die staatstragenden (Erwachsenen-) Verbände
und Parteien, er informiert sie und er erfüllt
zudem staatliche/kommunale pädagogische
Aufgaben. Und wie in der demokratischen
Großgesellschaft müssen sich die Regierenden,
also im Verband die »Leitungen«, »von unten«
legitimieren lassen: durch Wahlen. Wer – so der
konzeptionelle Grundgedanke – bereits im
Jugendverband die gesellschaftlichen Struk -
turen erfahren hat, der übt hier schon die dort
angesagten Verhaltensweisen.

Auf diese Weise wird allerdings nicht nur die
Jugendverbandsarbeit modelliert, sondern auch
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das in den westlichen Verfassungsstaaten vor-
herrschende Verständnis von Demokratie als
bloßer Regierungsform für gültig erklärt, das
nach Joseph Schumpeter als »Konkurrenz -
modell« bezeichnet wird. In der Form einer
»demokratischen Methode« geht es dabei ein-
zig um eine Regelung des Abwechselns der
Regie ren den, die Schumpeter (1950, S. 428) als
methodisch-marktförmig organisierten, inhalt-
lich nicht vorwegbestimmten »Konkurrenz -
kampf« verschiedener Eliten um die Macht im
Staate beschreibt (vgl. Richter 2011, S. 230).

Dass Demokratie aber nicht nur als Regierungs-,
sondern auch – wie schon im Verständnis von
John Dewey (1916) – als Lebensform (vgl.
Himmelmann 2001) wirksam werden und daher
ebenso das Binnenverhältnis im Jugendverband
und seinen Jugendvereinen strukturieren könn-
te, kommt nicht in den Blick. Die Beziehung der

Mitglieder an der Basis wird entworfen als eine
vor allem emotional und nicht auch formal ver-
bundene Gemeinschaft (d.h. insbesondere, dass
diese Beziehung nicht als eine demokratische
verstanden wird) und ihr demokratischer Bezug
zu den Verbandsleitungen besteht einzig darin,
ihnen durch Wahlen Legitimität zu sichern. Als
Verbandsregierende kommunizieren die Lei -
tungen mit Erwachsenenverband, Staat und
Politik und vertreten dabei die von ihnen defi-
nierten Interessen der Verbände. Entsprechend
wird von den Jugendverbänden als Gesamt -
organisation ein jugendpolitisches Mandat
beansprucht: Sie wollen »zielbewusst an der
Gestaltung der Lebensverhältnisse der jungen
Generation unseres Landes mitwirken«.

So entsteht das Grundmodell der noch heute
gültigen Verhältnisse im Verband und des
Verbandes nach außen. Damit verbunden ist ein
Auseinanderdriften der beiden Verbands sphä -
ren, der gemeinschaftlichen Basisgruppen
»unten« und den an Staat und Politik orien-
tierten Leitungen »oben«.** Das Struktur prin -
zip von (Konkurrenz-) Demokratie, das beson -
ders in der Wahl der Oberen durch die Unteren
besteht, koppelt diese beiden Ebenen nur lose
aneinander. In ihrer Entwicklung folgen die
beiden Sphären den Strukturprinzipien, die mit
St. Martin angelegt sind: Für die Basisgruppen
wird die Gemeinschaft zentral, für die Lei -
tungen die Staats- und Politikorientierung. Die
Unteren konzentrieren sich auf sich und verlie-
ren die Bindung nach oben, die Oberen kon-

zentrieren sich auf die staatlich politischen
Systeme und verlieren den Kontakt zur Basis.

Giesecke (1980/1971, S. 91) weist schon 1980
auf diese Trennung von »Basis« und Organisa -
tionsspitze hin: Die Organisation wird in der
Folge nach denselben Regeln bürokratischer
Effizienz und von Profis mit eigenen berufs-
politischen Interessen geleitet wie andere
Organisationen auch. Er zeigt zugleich auf,
dass die Jugendverbände eine »auf ›Wirtschaft -
lichkeit‹ ausgerichtete(n) Unternehmens struk -
tur« und einen an der Zahl der »Kunden« orien-
tierten »Markt-Charakter« entwickeln, um so
die staatliche Förderung zu rechtfertigen.

Im Folgenden werden diese beiden Aspekte
näher beleuchtet: die an einer familienähn-
lichen Gemeinschaft sich orientierenden Basis -
gruppen auf der Ebene der kleinen bzw. dezen-
tralisierten Vereine – diese Orientierung nen-
nen wir Familiarisierung – und die sich an
ökonomischen Rationalitäten ausrichtenden
»Spitzen« der Großvereine und Verbände –
diese Entwicklung nennen wir Verbetrieb -
lichung (vgl. auch Riekmann 2010).

Entwicklungstendenz
Familiarisierung

Die Familiarisierung wird bereits seit längerem
in empirischen Untersuchungen (vgl. etwa
Fauser/Fischer/Münchmeier 2006; Richter/Jung/
Riekmann 2007) durch den Nachweis belegt,
dass Jugendverbände ihre Mitglieder in einem
hohen Maße aus Familien und Freundeskreisen
rekrutieren, deren Angehörige schon im Ver -
band aktiv sind. Es kommt also, wer ohnehin
zur spezifischen Subkultur des Verbandes passt
– wer real verwandt oder »wahlverwandt« ist.
Mit dieser Rekrutierungsweise der »Pas sung«
sind aber Risiken verbunden: Es erfolgt (oft
durchaus ungewollt oder unbemerkt) eine
Exklusion von Menschen ohne diese subkultu-
relle Nähe.

Hinzu kommt, dass solche zueinander passen-
den Gruppen ein starkes Gemeinschaftsgefühl
erzeugen. So zeigen Fauser/Fischer/Münch -
meier (2006), dass die in der Evangelischen
Jugendverbandsarbeit erfahrene Gemeinschaft

»Auf diese Weise wird allerdings
nicht nur die Jugendverbandsarbeit
modelliert, sondern auch das 
in den westlichen Verfassungs -
staaten vorherrschende Verständnis
von Demokratie als bloßer Regie -
rungsform für gültig erklärt, das
nach Joseph Schumpeter als
»Konkurrenzmodell« bezeichnet
wird.«

»Damit verbunden ist ein
Auseinanderdriften der beiden
Verbandssphären, der gemein-
schaftlichen Basisgruppen »unten«
und den an Staat und Politik
orientierten Leitungen »oben«.«
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für die Nutzer den höchsten Stellenwert hat,
noch vor den Inhalten. Sie ist die Basis für die
gemeinsamen Aktivitäten, weil Freundschaft,
Aktivität, Spaß und Sinnhaftigkeit des gemein-
samen Tuns hier eng miteinander verbunden
sind.

In solchen Gemeinschaften aber ist eine demo-
kratische (und deshalb oft konfliktreiche und
scheinbar zeitaufwändige) Entscheidungs fin -
dung oft nicht die Regel: Entschieden wird lie-
ber auf Grund von gemeinschaftlichen »Selbst -
verständlichkeiten oder unerschütterten Über-
zeugungen« (Habermas) anstatt in einer
demo  kratischen Auseinandersetzung mit (u.U.
durchaus widerstreitenden) Interessen und
unter Abwägung von Argumenten und Lösungs -
wegen. Die von der Vereinssatzung her durch-
aus lokal, z.B. auf Stadtteilebene, ausgerichte-

ten Vereine oder Ortsgruppen der Verbände ent-
wickeln sich mit ihren subkulturellen Stilen und
familienhaften Gemeinschaftsinszenierungen
zu eigenen Milieus (vgl. Sturzenhecker 2007).
Solche Milieus zeichnen sich aus durch gemein-
samen Raum innerhalb der Lokalität des
Vereinszwecks, durch gemeinsame Zeit, Ver -
traut sein, gemeinsames Handeln und Erleben
sowie durch gemeinsame kulturelle Normen und
Regeln (vgl. Hornig/Michailow 1990, S. 504),
die immer dann auch mit zwanghaften Ab- und
Ausgrenzungen einhergehen, wenn gemeinsame
»Feinde« erzeugt werden (vgl. Böhnisch 1994,
S. 217): Gemeinschaft ersetzt Gemeinde.

Solchen »bornierten, regressiven Milieus«
steht das Modell der »offenen Milieus« gegen -
über. Hier gelingt es, Gemeinschaft auf der
Basis von Respekt auch gegenüber solchen Mit -
gliedern und potentiellen Mitgliedern zu be -
gründen, die in subkultureller Differenz eben-
falls als Bür ger/innen in der Gemeinde zu
Hause sind – seien es Menschen anderen
Geschlechts, mit Behinderungen oder Migra -
tions hintergrund –, so dass die Gemeinschaft
sich zugleich als ein Spiegel der Gemeinde ver-
stehen kann (vgl. Richter/Riek mann 2007).

Entwicklungstendenz
Verbetrieblichung

Beim Begriff der Verbetrieblichung geht es hier
um Erscheinungsformen in der Jugendver -

bandsarbeit, die Giesecke schon für die 1980er
Jahre in ihren Anfängen treffend analysiert hat
(s.o.). Ihre besondere Dynamik erhalten sie
allerdings erst seit den 1990er Jahren durch die
neuen Steuerungsmodelle und die im Jahre
1999 in Kraft gesetzte Neuregelung der Ver -
einbarungen über die Höhe der Kosten, die die
Träger der freien Jugendhilfe für ihre Leis -
tungen beanspruchen können (§ 78 a–g SGB
VIII). Dabei sind diese Maßnahmen und ihre
Folgen nicht einfach als das rationale Ergebnis
aufzufassen, dass die Jugendhilfe im Beson -
deren und der Sozialstaat im Allgemeinen über
seine Kosten lebe, sondern sie sind vor allem
ein Reflex auf die monetären Prozesse in den
Zeiten der Globalisierung. Sie sind dadurch cha-
rakterisiert, dass die von den Aktionären erwar-
teten extrem hohen Renditen von über 20
Prozent »eine Umverteilung zu Lasten der sub-
alternen Schichten und zu Gunsten der ökono-
mischen und politischen Eliten verlangen, die
den ökonomischen Rahmen für einen sozial-
staatlich moderierten Klassenkompromiss
spren gen« (Altvater 2005, S. 139). Dies hat zur
Folge, dass den Jugendverbänden von
Rauschenbach/Schilling (1995, S. 350) eben-
falls eine ökonomische Modernisierung empfoh-
len wird: »Und das beinhaltet auch, sich aus
Gründen der Kontinuität, Qualität und In -
tensität im Werben um die Gunst von Kindern
und Jugendlichen als ›Kunden‹, aber auch im
konkurrierenden Überlebenskampf um soziale
Macht, politischen Einfluss und zu beschaffen-

»Es kommt also, wer ohnehin zur
spezifischen Subkultur des
Verbandes passt – wer real ver-
wandt oder »wahlverwandt« ist.
Mit dieser Rekrutierungsweise der
»Passung« sind aber Risiken ver-
bunden: Es erfolgt (oft durchaus
ungewollt oder unbemerkt) eine
Exklusion von Menschen ohne
diese subkulturelle Nähe.«
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des Geld personell zu professionalisieren«. In
diesem Zitat wird nicht nur das mit Rechten
ausgestattete, freiwillig engagierte Mitglied in
einen zu umwerbenden Kunden verwandelt,
sondern auch der Verband als ein hauptamt-
licher Dienstleistungsbetrieb entworfen, der
sich in einem darwinistischen Konkurrenzkampf
am Markt durchsetzen muss.

Empirische Studien für diese Entwicklung in der
Jugendverbandsarbeit sehen wir aktuell nicht,
allerdings gibt es einige Hinweise, die zeigen,
wie die Verbetrieblichung sich durchsetzt. So
werden Kleinstvereine gegründet mit dem
Zweck, Dienstleistungen der Jugendhilfe von
Hauptamtlichen zu erbringen. Sie nutzen die
Vereinsstruktur nur fördertechnisch, sind an
einer breiteren Mitgliedschaft (womöglich gar
von Zielgruppen) nicht interessiert und über-
nehmen lieber selbst auch die Ämter des
Vorstandes. Und die Großvereine und Orts -
gruppen der Verbände gliedern immer mehr
Zweckbetriebe in der Form von (auch gemein-
nützigen) GmbHs aus, die auf die Erwirt schaf -
tung von Gewinnen in der ansonsten gemein-
nützigen Körperschaft des Vereins ausgerichtet
sind und finanziell die Verwirklichung der steu-
erbegünstigten, satzungsgemäßen Ziele absi-
chern (vgl. Eurich/ Brink/ Hädrich 2005). Mit
der Einrichtung solcher Zweckbetriebe stellt
sich dann die Frage, ob die ehrenamtlichen
Vorstände noch die Haftung für den komplexer
werdenden betriebswirtschaftlichen Bereich
über nehmen können. Diese Frage wird in den
letzten Jahren zunehmend häufiger beantwor-
tet mit einer Strukturerneuerung des Vereins in
der Form eines ehrenamtlichen Präsidiums
anstelle des bisherigen ehrenamtlichen Vor -
standes und eines hauptamtlichen, geschäfts-
führenden und haftenden Vorstandes, der vom
Präsidium für die Dauer von mehreren Jahren
eingesetzt wird. Und da Zweckbetriebe ihre
Geschäftstätigkeit nicht an der Lokalität ihrer
Vereine ausrichten können, wenn sie profitabel
arbeiten wollen, wird durch diese Kommerzia -
lisierung nicht nur der Demokratisierung, son-
dern auch der Kommunalisierung des Vereins
der Boden entzogen.

Perspektiven einer reflexiven
Demokratiebildung

Der Rückblick auf St. Martin hat verdeutlicht,
dass schon in den Anfängen der Jugendver -
bands arbeit die Demokratiebildung – basierend
auf einem Verständnis von Demokratie als
Regierungsform – höchstens kognitiv und auf
Wahlbeteiligung und Aktionsformen zur Durch -
setzung eigener Interessen ausgerichtet war, d.
h. nach außen, nicht aber auch auf die eigene
Gruppe und den Verein, d. h. nach innen in
Form einer reflexiven Demokratiebildung. Der
Blick auf die Gegenwart hat dann gezeigt, dass
wir uns von einer solch reflexiven Demo -
kratiebildung in den Jugendverbänden immer
weiter entfernen. Dieser Befund könnte als
zwingende Konsequenz der Modernisierung ver-
bucht werden, wenn da nicht die (späte)
Erkenntnis aus der 15. Shell Jugendstudie 2006
wäre: »Als wichtigster Sozialraum fungieren in
Deutschland die Vereine« (Schneekloth 2006,
S. 126), und wenn sich damit nicht die Frage
verbinden würde: »Wo wird Mensch Demokrat?,
und: Wo kann Mensch Demokrat sein?« (Richter
2011, S. 228) – außer in den Vereinen?

Nun gibt es gerade in den letzten Jahren auch
durchaus positive Beispiele für eine reflexive
Demokratiebildung in den Vereinen, etwa »Die
Kinderstube der Demokratie« (Hansen/Knauer/
Stur zen hecker 2009, 2011) oder die Jugend -
feuerwehr Hamburg (Richter/Jung/Riekmann
2007). Aber gerade diesen Beispielen gegen-
über wird immer wieder die Skepsis geäußert,
ob denn mit Kindern oder unter Befehlsnot -
wendig keiten überhaupt von Demokratie die
Rede sein könne. Diese Skepsis macht es erfor-
derlich, auf einige Grundprinzipien von Demo -
kratie hinzuweisen.

Negativ formuliert, ist Demokratie vor allem
ein Doppeltes nicht:
• Sie ist nicht erst oder nur dann der Fall – wie
es alltagssprachlich gerne gesagt wird –, wenn
ich machen kann, was ich will. Denn es gibt
keine Freiheit ohne Nicht-Freiheit und insofern
hat jede individuelle (Willkür-)Freiheit ihre
Grenze an der Freiheit des Anderen.
• Und sie ist nicht nur dann der Fall, wenn ein-
fache Mehrheitsentscheidungen getroffen wer-
den, so dass z. B. Kinder oder Jugendliche über
die Minderheit der Pädagogen/innen bestim-
men könnten.

Positiv formuliert, begründet sich Demokratie
durch einen Raum, in dem die darin lebenden
Personen als Mitglieder gelten und über die
Interaktionsform des Argumentierens auf
Augenhöhe – d. h. auf der Basis wechselseiti-
ger Anerkennung – über Beratung und Bildung

»Und das beinhaltet auch, sich aus
Gründen der Kontinuität, Qualität
und Intensität im Werben um die
Gunst von Kindern und Jugend -
lichen als ›Kunden‹, aber auch im
konkurrierenden Überlebenskampf
um soziale Macht, politischen
Einfluss und zu beschaffendes Geld
personell zu professionalisieren«. 

Zu den Autoren

Helmut Richter ist Professor für außerschu-
lische Jugendbildung in der Sektion für
Schulpädagogik, Sozialpädagogik und  Behin -
der tenpädagogik in der Fakultät für Erzieh -
ungswissenschaft, Psychologie und Bewe -
gungswissenschaft der Universität Hamburg.
Seine Arbeitsschwerpunkte sind: Theorie und
Geschichte der Sozialpädagogik, interkultu-
relle Bildung, abweichendes Verhalten,
Kommunal- und Vereinspädagogik.

Benedikt Sturzenhecker ist Professor für
Sozialpädagogik / Außerschulische Bildung
an der Universität Hamburg, Fakultät für
Erziehungswissenschaft, Psychologie und
Bewegungswissenschaft. Seine Arbeits schwer -
punkte sind: Sozialpädagogik, Außerschu li -
sche Jugendbildung, Offene Kinder- und
Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit, Demo -
kra tiebildung u. Partizipation, Kooperation
Jugendarbeit und Schule. 
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zu rationalen Entscheidungen gelangen, worin
die Adressaten sich zugleich als Urheber erken-
nen. Das Verfahren der Entscheidungsfindung
berücksichtigt insbesondere den Minder hei -
tenstatus und kann Beschlüsse daher an das
Einverständnis überstimmter Gruppen, z. B. der
Pädagogen/innen, binden (Vetorecht). Sachlich
gebotene Unterbrechungen des dialogischen
Umgangs in der Form von Befehl und Gehorsam
setzen die Zustimmung der Beteiligten voraus
und revitalisieren Demokratie durch »Manöver -
kritik«. Die Regelung solcher Verfahrens prin -
zipien erfolgt in Satzungen, die grundsätzlich
der Zustimmung aller Mitglieder bedürfen.

Wenn wir vor diesem Hintergrund nach den
Perspektiven einer reflexiven Demokratie -
bildung in der Jugendverbandsarbeit fragen, so
ist zu hoffen, dass die genannten Beispiele
zumindest die Vereine mit der Tendenz zur
Familiarisierung ermutigen können, die enor-
men Potentiale von Demokratiebildung stärker
zu realisieren. Motivierend könnte dabei sein,
dass die Besorgnis um einen Macht oder
Verantwortungsverlust zurücktritt gegenüber
der Erwartung auf eine Zunahme an rational-
verlässlich engagierten Mitgliedern mit wach-
sender Bereitschaft zum demokratisch-ehren-
amtlichen Engagement. Und es wäre zu hoffen,
dass eine solche Demokratisierung auch auf die
Verbetrieblichung in den Großvereinen aus-
strahlt und dadurch Erinnerungen an die
Tradition einer demokratischen Kommunali sie -
rung zu neuem Leben erweckt – denn wo sonst,
wenn nicht in den Vereinen, ist eine reflexive
Demokratiebildung möglich?

Anmerkungen:
* Erstveröffentlicht in: deutsche jugend, Jg.
59, H. 2, S. 61 – 67. Nachdruck mit freund-
licher Genehmigung durch den Juventa Verlag
und von den Autoren.
** Diese Spaltung spiegelt sich in der aktuel-
len gesamtgesellschaftlichen Entwicklung der
Konkurrenzdemokratie wider: Wird Demokratie
für die Bürger nur relevant zur Legitimierung
von Regierungswechseln und erfahren sie
Demo kratie nicht eigentlich in der Lebens-
und Alltagswelt, geht die Bereitschaft zur
Betei ligung immer mehr verloren: Sinkende
Wahl beteiligungen und zunehmende
Volksabstim mungen zur Durchsetzung vor
allem eigener Interessen (vgl. Köcher 2010)
sind dann die Folge.
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  Vielfalt! Jugendarbeit

Serie: Die WirkungsStätten
Die Jugendverbände in Hamburg stellen vielfältige Freizeit- und Bil dungs programme auf die
Beine: von wöchentlichen Gruppen stunden und Seminaren bis hin zu wochenlangen Ferien -
freizeiten. punktum porträtiert in dieser Serie Jugendverbände und ihre Wir kungs Stät ten. Alle
bisherigen Reportagen finden sich unter: www.ljr-hh.de/serie-wirkungsstaetten.425.0.html

Bahrenfelder Str. 131 | Von Jugendarbeit keine Spur mehr; heute ein Wohnhaus mit 
Ladenzeile in Ottensen.

Von Marie-Charlott Goroncy, Hamburg 

Hamburg in den Nachkriegsjahren. Die Stadt
liegt in Trümmern. Verwüstung herrscht jedoch
nicht nur äußerlich. Auch die Menschen haben
mit den Folgen des Krieges zu kämpfen. Ver -
elendung und Perspektivlosigkeit sind allge-
genwärtig. Inmitten dieses Chaos’ lebt die
Jugend – die Nachkriegsgeneration. Sie muss
sich ihren Platz im zerstörten Hamburg suchen
und den schwierigen Alltag bewältigen.
Während die Hamburger am Wiederaufbau der
Stadt arbeiten, formieren sich auch zahlreiche
Jugendverbände und eine sehr aktive Jugend -
behörde. 

Gemeinsam schaffen sie Freizeit ange bote, Spiel -
möglichkeiten und Freiraum für die Jugend -
arbeit.

Sprung in das Jahr 1952. Der 12jährige
Helmut Riedel hat durch das Fenster direkten
Blick auf die Außenalster. Frau Brauer serviert
Saft und Kekse. Neben ihm sitzen seine Freunde
und vor ihnen ein stattlicher Mann. Max Brauer
thront in seinem Sessel vor der Balkontür und
hört, was die Kinder zu sagen haben. Die jun-
gen Abgesandten der Hamburger Falken, dem
Landesverband der Sozialistischen Jugend
Deutschlands, haben einen Termin beim Ersten
Bürgermeister Hamburgs. 

Sie wollen ihm Vor schläge zur Verbesserung der
Spielsituation in Hamburg machen.
Heute ist Helmut Riedel siebzig Jahre alt, seine
Haut faltig und die Stimme rau. »Erinnerungen
sind rückläufig und verblassen«, sagt er bedäch -
tig. Die Erinnerungen an diesen einen Tag
scheinen jedoch gestochen scharf zu sein.
Seine Erzählung kommt nicht ins Stocken – sie
ist flüssig und bei dem Gedanken an »die wun-
derschöne Wohnung« des Bürgermeisters und
dessen »reizende Gattin« zeichnet sich ein
bübisches Lächeln auf Riedels Gesicht ab. Er
versucht, ein Bild von Hamburg zu zeichnen. So
wie er es 1952, sieben Jahre nach Beendigung
des Kriegs und mit jungen Augen wahrnahm:

»Man muss bewegen, was man bewegen möchte« 
WirkungsStätten historisch: Heime für Jugendgruppen, der Aufbau moderner
Jugendarbeit und der Anstoss zur Abschaffung der Prügelstrafe

26 Heime für Jugendgruppen listet das Handbuch der Freien und
Hansestadt Hamburg in der Ausgabe von 1956 (s. S. 14). Keins 
dieser Heime ist in seiner Form erhalten geblieben. Die Nutzung der
Häuser hat sich gewandelt. 
Der diesmalige Artikel in unserer Serie »Die WirkungsStätten« berich-
tet über die Entwicklung der Jugend(verbands)arbeit in der Nach -
kriegszeit und fünfziger Jahren, in der diese Heime eine besondere
Rolle spielten. Die Bilderserie auf den nachfolgenden Seiten zeigt
aktuelle Aufnahmen ein paar jener Häuser, in denen die Stadt Ham -
burg diese Heime unterhalten hatte.

Wer weiß mehr über die Geschichte dieser Heime? Wer hat noch
alte Photos? Wer kann sich an die Treffen der Jugendverbände in
den Heimen erinnern? Wer war dort selbst aktiv? 
punktum ruft dazu auf, uns Photos, Berichte und Geschichten zuzu-
senden, um diesen historischen Teil der Jugendverbandsarbeit in
Hamburg nicht in Verges senheit fallen zu lassen. 

Was ist heute in den ehemaligen Heimen für Jugendgruppen? Wer kennt ihre Geschichte?
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Auf Seite 138 des Handbuches der Freien
und Hansestadt Hamburgs (hrsg. vom
Senatsamt für den Verwaltungsdienst,
Hamburg 1956) heißt es nüchtern: 

»Die Heime stehen Jugendorgani sation en
und Jugendverbänden für ihre Gruppen -
zusammenkünfte (Heimabende) zur
Verfügung.« Wir dokumentieren hier diese

Liste samt der benannten »Heim warte«.
Wieder aufgefunden hat das Buch Carlo 
Klett, Geschäftsführer des Landesjugendrings
Hamburg.

Oesterleystraße 20
Hamburg-Blankenese

Heimwart: Charlotte Norbeck

Ohlstedter Straße 44
Hamburg-Wohldorf

Heimwart: Richard Smits

Rotenhäuser Damm 30
Hamburg-Wilhelmsburg 

Heimwart: Henry Bauer

St.-Jürgenstieg 1
Hamburg-Berne

Heimwart: Heinrich Ziebeil

Schloß Bergedorf
Hamburg-Bergedorf 1 

Heimwart: Walter Steinfatt

Sternschanzenanlage
Hamburg 6, Sternschanze 2 

Heimwart: Günther Jaekel

Thedestraße 39
Hamburg-Altona 1 

Heimwart: Paul Malzahn

Bahrenfelder Straße 131
Hamburg-Altona 1

Heimwart: Hermann Gehrke

Beim alten Schützenhof 11
Hamburg 21

Heimwart: Ernst Pusch

Berner Heerweg 187
Hamburg-Farmsen 1

Heimwart: Alfons Dulleck

Billstedter Hauptstraße 138
Hamburg-Billstedt 1 

Heimwart: Johannes Brüning

Binnenfeldredder 17
Hamburg-Bergedorf 1 

Heimwart: Wilhelm Schulz

Brödermannsweg 46
Hamburg 20

Heimwart: Albert Schultz

Bundesstraße 101
(Max-Zelck-Heim)

Hamburg 13

Heimwart: Kurt Kozakowski

Eißendorfer Straße 195
Hamburg-Harburg

Heimwart: Louise Salewski

Fabriciusstraße 270
Hamburg-Bramfeld

Heimwart: Gisela Stopperka

Horner Brückenweg 24
Hamburg 34

Heimwart: Hans Wolpers

Hütten 40
Hamburg 36

Heimwart: Elisabeth Sülau

Loogestraße 21
(Gorch-Fock-Heim)

Hamburg 20

Heimwart: Ella Richter

Lothringer Straße 18
Hamburg 43

Heimwart: Otto Winkelmann

Neuer Pferdemarkt 36
Hamburg 6 

Heimwart: Georg Siedler

Vogt-Wells-Straße 19
Hamburg-Lokstedt 1

Heimwart: Mariechen Santen

Wandrahmsbrücke
Hamburg 11

Heimwart: Fritz Nordhorn

Winsener Straße 72 a
Hamburg-Harburg 1

Heimwart: Gustav Möller

Wittenkamp 17b
Hamburg 33

Heimwart: Helmut Günther

Wolliner Straße 100
Hamburg-Rahlstedt

Heimwart: Elly Tiedemann

WirkungsStätten historisch: Heime für Jugendgruppen 1956
Handbuch der Freien und Hansestadt Hamburg (Auszug)

Berner Heerweg 187 | Die 1846 gegründete Pestalozzi-Stiftung Hamburg betreibt heute hier in 
Farmsen-Berne die »Jugendfreizeitlounge«; ein Treffpunkt für junge Menschen aus dem Stadtteil.

Neuer Pferdemarkt 36 | Unweit vom Millerntor-Stadion befindet sich das ehemalige Haus der
Hitlerjugend, das in der Nachkriegszeit zum Heim für Jugendgruppen umgewandelt wurde; 
heute eine Szene-Bar.
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»In den fünfziger Jahren waren noch große
Mengen zerstörter Häuser und Schutthalden in
dieser Stadt vorhanden. Wir Kinder hatten nur
anormale Spielplätze – die Trümmerfelder – zur
Verfügung. Erst Ende des Jahrzehnts nahm die
Stadt wieder ein aufgeräumtes und von
Trümmern befreites Gesicht an.« Trümmerfelder
– gefährlich, dreckig und kein guter Platz zum
Toben. Die Falken, die sich bereits 1945 wieder
formiert hatten, kamen auf eine Idee: Sie
beschlossen, einen Wettbewerb ins Leben zu
rufen. Die jungen Mitglieder des Verbandes
sollten Entwürfe zur Verbesserung der Spiel -
situation in Hamburg entwickeln. »Auf Wand -
zeitungen und mit Bastelmodellen schlugen die
Kinder Spielplätze für konkrete Stadtteile vor,
und wir haben zwei Tage lang den Fleiß, die
schöpferische Leistung und die Qualität der
Darstellung bewertet«, berichtet Riedel. Der
Verband der Falken hatte zwar bereits eigene
Jugendhäuser für Gruppentreffen. Darüber hin-
aus standen ihnen und anderen Jugendver -
bänden von der Stadt gestellte Räumlichkeiten
zur Verfügung. Dennoch wollten sie die Spiel -
situation für die gesamte Hamburger Jugend
verbessern. 

Der Bürgermeister hört sich geduldig an, was
die jungen Falken zu berichten hatten. Natür -
lich würden diese Spielplatzvorschläge berück -
sichtigt, verspricht er. Und mehr Raum für
Kinder und Jugendliche – auch das hat er ver-
standen. Aber eine Sache ist da noch! Max
Brauer fragt frei heraus: »Was muss denn aus

es zu einem regelrechter Boom: Immer mehr
Jugendorganisationen wurden ins Leben geru-
fen. Familie und Schule konnten Kindern und
Jugendlichen aus finanziellem und Kräfte -
mangel keine Freiräume bieten – genau das
schufen hingegen Jugendverbände. Sie organi-
sierten nicht nur gemeinsame Fahrten und
Aktionen. Sie veranlassten die Jugendlichen
auch dazu, sich unter pädagogischer Leitung zu
organisieren und in einem gemeinschaftlichen
Verbund Verantwortung zu übernehmen. Zudem
trugen sie zur Persönlichkeitsentwicklung der
Jugend bei: Sie vermittelten Werte und Normen
und forderten dazu auf, gesellschaftliche Leis -
tung zu erbringen, die notwendig war, um aus
dem Chaos der Nachkriegszeit herauszutreten.

Die Jugendverbandsarbeit funktionierte damals
auf zwei Ebenen. Verbände wie die Falken, die
ihre Arbeit und ihre Gruppenhäuser auf eigene
Faust zum Erfolg führten, wurden von der Stadt
gefördert. Dieser selbstorganisierten Jugendar -
beit standen von der Stadt gestellte Jugend -
heime gegenüber, die vollständig von ihr unter-
halten wurden. In kostenlosen Räumlichkeiten
konnten Jugendgruppen arbeiten und offene
Jugendtreffs stattfinden. Diese Heime für
Jugendgruppen waren allerdings in der Regel
nur werktags und für einige Abendstunden
nutzbar. Grund hierfür war, dass die Tore der
Häuser nur unter Aufsicht des Heimwarts geöff-
net wurden. Dieser erhielt zwar meist ein
Wohn recht im oder beim Jugendheim, wurde
jedoch von der Stadt für seine Tätigkeit nur mit

Eurer Sicht in dieser schwierigen Phase des
Wiederaufbaus noch berücksichtigt werden?«
Helmut ergreift mutig das Wort: »Wir finden,
dass es überhaupt nicht in Ordnung ist, dass es
immer noch Rohrstöcke in den Klassenräumen
gibt und die Lehrer die auch benutzen dürfen!«
Kurze Stille. »Wir Falken sind gegen die Prügel -
strafe«, legt er nach. Mit dieser Forderung und
einem guten Gefühl treten die Kinder aus der
Wohnungstür der Familie Brauer.
Sechs Wochen später ist die Prügelstrafe an
Hamburgs Schulen über den Landesschulrat auf
Anweisung des ersten Bürgermeisters hin abge-
schafft worden. Helmut erfährt davon über sei-
nen Vater, der als Lehrer in Finkenwerder tätig
ist. Dieses Erlebnis hinterlässt einen tiefen
Eindruck bei den jungen Menschen. Es zeigt
ihnen, dass sie in ihrer Stadt etwas bewegen
können. Es zeigt ihnen auch, wie wichtig es ist,
eine kritische Einschätzung zur aktuellen
Situation in Hamburg zu entwickeln und zu
artikulieren. Und sie begreifen, dass eine
Zusam menarbeit mit Politik und Verwaltung
möglich ist. Die Aktion der Falken steht reprä-
sentativ für Themenfelder, in denen sich die
Jugend der damaligen Zeit bewegte. Sie forder-
ten trotz oder gerade wegen der schwierigen
Nachkriegszeiten ihren Raum ein, gestalteten
ihre Freizeit konstruktiv und sorgten für
Entfaltungsmöglichkeiten. 

Jugendverbände waren Ende der 1940er und in
den 1950er Jahren hinsichtlich des Freizeit -
ange bots konkurrenzlos. Aus diesem Grund kam

Vielfalt! Jugendarbeit

Sternschanze 2 | War der heutige Eingangsbereich zur U/S-Bahn Sternschanze ehemals 
ein Heim für Jugendgruppen?

Thedestr. 39 | In der ehemaligen Baur’sche Warteschule von 1867 in Altona sitzt heute das Ausbil -
dungsunternehmen »Junge Werkstatt« (eine Tochtergesellschaft des Berufsbildungswerks Hamburg), 
welche die berufliche Integration von benachteiligten Jugendlichen und jungen Erwachsenen fördert.

H
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einer geringen Aufwandsentschädigung ent-
lohnt. Deshalb waren die Heimwärter genötigt,
tagsüber einer anderen Arbeit nachzugehen.
Die Konsequenz für junge Leute: Begrenzter
Freiraum. Beschränkt waren Jugendverbände
auch in der Gestaltung der Gruppenräume. Die
kreative Entfaltung war nicht möglich, und die
Identifikation mit der Örtlichkeit blieb auf der
Strecke. Dennoch war immerhin Raum für offe-
ne und verbandliche Jugendarbeit vorhanden. 

Aus vielen Richtungen ertönte die Forderung,
die Situation für die Jugend stetig zu verbes-
sern. Zum einen wurde diese Entwicklung von
Menschen wie Helmut Riedel forciert. Er hatte
durch seine langjährige Aktivität bei den
Falken erkannt, dass der Entwurzelung der jun-
gen Nachkriegsgeneration mit Jugendarbeit
aktiv entgegen getreten werden muss. Während
seiner späteren Arbeitskarriere in der Jugend -
behörde trat er mit Nachdruck für die Förderung
der Jugendarbeit ein. »Man muss bewegen, was
man bewegen möchte und dafür muss man sich
selbst bewegen«, sagt er und dahinter steht er
bis heute. Zum anderen wurden in der Politik
ebenso Stimmen laut, der Jugend eine verbes-
serte Zukunftsperspektive zu geben. Mit großen
Schritten ging in dieser Zeit Paula Karpinski
voran. Sie wurde 1946 von Max Brauer zur
Jugendsenatorin Hamburgs ernannt und war
damit die erste Frau überhaupt, die in ein deut-
sches Landeskabinett berufen wurde.

Aus einem sozialdemokratischen Elternhaus
kommend, engagierte sie sich schon mit sech-
zehn Jahren im Arbeiterjugendbund der SPD.
Das Hamburger Echo lobte sie bereits am
Beginn ihrer Senatorenkarriere: »Nun, Paula
Karpinski ist Frau und Mutter mit genügend
praktischer Erfahrung als Wohlfahrtspflegerin
und einem Herzen, reich genug, es über die ihr
jetzt anvertraute große Familie auszuschüt-
ten.« Neben Max Brauer, der den Wiederaufbau
der Hansestadt mit Nachdruck vorantrieb, setz-
te sie mit äußerster Hartnäckigkeit ihre
Vorstellungen in der Jugend-, Familien- und
Frauenpolitik durch. Nach Angaben der
Jugendbehörde von 1949 hat Karpinski in ihren
ersten drei Amtsjahren dafür gesorgt, dass
neun Jugendamtsheime, 16 Jugendwohnheime
und fünf Erziehungs- und Durchgangsheime
eingerichtet wurden, in denen über 20.000
Jugendliche ein- und ausgingen. Für das
Erreichen ihrer Ziele legte sie sich auch mit
dem Ersten Bürgermeister Max Brauer an: Als
Karpinski der Meinung war, dass die Trümmer -
felder am Stintfang der beste Platz wäre, um
eine dringend benötigte Jugendherberge zu er -
richten, kam es fast zum Streit mit Max Brauer.
Der hätte diesen Ort, mit Blick auf die Elbe und
den Hafen, lieber für repräsentative Bauten

verwendet. Mit ihrer Überzeugungskraft setzte
sie sich und die Jugendherberge jedoch durch.
Menschen wie Helmut Riedel und Paula
Karpinski halfen so jeweils auf ihre eigene Art
und Weise sowie im Rahmen ihrer Möglich -
keiten, das Fundament für eine moderne
Jugendarbeit zu legen. 

Veränderungen. Dennoch erlebten die Jugend -
heime ab Mitte der 1970er Jahre einen Rück -
gang. Riedel führt diesen Prozess auf verschie-
dene gesellschaftliche und infrastrukturelle
Veränderungen in der Stadt Hamburg zurück:
»Ab Mitte der 70er Jahre ließen die Jugend -
verbände in ihrer Organisationskraft nach, was
primär mit sinkenden Mitgliederzahlen zusam -
men hängt«, berichtet er. Dies wiederum sei vor
allem darauf zurückzuführen, dass sich inner-
halb von drei Jahrzehnten nach dem Krieg die
Popkultur und die Tourismusindustrie entwic-
kelten. Gab es zuvor keine bessere Möglichkeit,
als mit den verschiedenen Jugendverbänden zu
verreisen, konnte man sich nun das Ferien -
erleb nis kaufen. Der gekaufte Spaß bedeute:
Sich nicht an gemeinsamer Verantwortung zu
beteiligen, die in einem Jugendverband Tradi -
tion hat. »Die Jugendlichen müssen sich vor
der Reise innerhalb der Gruppe keine Gedanken
mehr machen, keine Programme für die Fahrt
entwerfen oder Aufgaben übernehmen«, und
gaben damit, laut Riedel, gesellschaftlichen Ver -
änderungen nach. Auch in der Freizeitge stal -
tung boten sich auf einmal Alternativen zu den
offenen Treffs der Jugendheime: Nicht nur mit
der Hamburger Reeperbahn entstand eine –
nach Riedel – »Ballermannkultur«. Neue Clubs
und die erlebnisreiche Partyszene standen in
Konkurrenz zur Jugendverbandsarbeit und wirk-
ten reizvoll auf die Jugend.
Hinzu kamen Veränderungen in der Bebau ungs -
struktur unserer Stadt, die eine direkte Folge

des Wiederaufbaus waren. Die Jugendheime
waren vielfach in Restteilen zerstörter Häuser -
flügel oder alten Militärbaracken unterbracht.
Diese Gebäude sind der Neubebauung zum
Opfer gefallen. Da die Nachfrage an Räumlich -
keiten für die Jugendverbandsarbeit zurück -
ging, so Riedel, war die Errichtung neuer
Jugend heime vielerorts nicht notwendig. Mit
Nachdruck hält er fest, dass Sparmaßnahmen
nicht ausschlaggebend waren für eine Redu -
zierung der Jugendheime. Dieses begründet er
sehr pragmatisch: »80 Prozent der Politiker
waren bis in die 1970er Jahre hinein in irgend-
einem Jugendverband involviert. Das ist heute
nicht mehr so. Aber damals war es nicht sehr
schwer, sicherzustellen, dass man, wenn man
spart, nicht bei den Jugendverbänden Kürzun -
gen vornimmt. Denn dort haben viele Abge -
ordnete ihre Sozialisation erfahren, alle ihre
Organisationstalente gewonnen und gelernt,
selbst Hand anzulegen. Sie machten im einfa-
chen Sinne Politik in der Gruppe und im
Verband und konnten dann diese Erfahrungen
auf das soziale Gesamtwesen unserer Stadt
übertragen.« 
Fest steht, dass die umfangreich betriebene
Jugendarbeit in der Nachkriegszeit der Ent wur -
zelung der jungen Generation und der Verelen -
dung ihrer Familien entgegenwirkte. Sie lebte
den Jugendlichen Strukturen vor und vermittel-
te Zukunftsperspektiven. 

Helmut Riedel, der heute immer noch auf ver-
schiedenen Ebenen ehrenamtlich aktiv ist,
schließt mit den Worten: »Gott sei Dank gibt es
heute immer noch junge Menschen, die es 
lieben, im Rahmen der Jugendverbandsarbeit
Dinge systematisch, gründlich, intensiv und
kreativ zu erleben und nicht nur konsumtiv am
Strand zu liegen und auf den nächsten Flirt zu
warten.«

Ein Leben in der und für die Jugend(verbands)arbeit: Helmut Riedel 

M
arie-Charlott Goroncy

Foto
©
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Nachrichten ...

Deutscher Kinder- und Jugendhilfepreis 2012
Ausschreibung

Offen für alle, zeitlich kompakt, thematisch
intensiv – dies zeichnet die Ausbildungskurse
des Landesjugendringes zum/r Jugendleiter/in
aus.

Themen der Kurse:
In Kleingruppen wird durch praktische Ele -
men te, Spiel und Spaß Grundlagenwissen aus
folgenden Bereichen vermittelt:
• Rolle und Aufgabe eines/r Jugendgruppen- 

leiter/in
• Gruppenpädagogik und Gruppenregeln
• Rechtsgrundlagen
• Jugendpolitische Partizipationsmöglich 

keiten
• Öffentlichkeitsarbeit
• Motivation
• Projektplanung
• Spiele
• Prävention sexualisierter Gewalt
• Förderungsmöglichkeiten der Jugendarbeit
• aktuelle jugendpolitische Themen

Der LJR-Kurs geht über zwei Wochenenden
und findet im Niels-Stensen-Haus in Wentorf
bei Hamburg statt. Beginn ist jeweils freitags
um 18 Uhr, Ende sonntags gegen 15 Uhr. Die
durchgehende Teilnahme an beiden Wochen -
enden (inklusive Übernachtung im Seminar -
haus!) ist Voraussetzung für den Erhalt der
Teilnahmebestätigung und damit der Jugend -
leitercard (Juleica). Pro Kurs können 15 Perso -
nen teilnehmen.

Termine:
Kurs 1: 17. – 19. Juni und 
24. – 26. Juni 2011 
Kurs 2: 21. – 23. Oktober und 
4. – 6. November 2011
Ort: Niels-Stensen-Haus | Billeweg 32 
21465 Wentorf

Infos: Landesjugendring Hamburg  
Tel.: (040) 317 96 114 | info(at)ljr-hh.de

Teilnahmekosten:
Hamburger Jugendver bandler/innen: 45 €
(bis 27 Jahre), 60 € (über 27 J.)
Andere Personen aus den Bereich der
Hamburger Jugendhilfe: 175 € (bis 27 J.),
240 € (über 27 J.)
Personen außerhalb der Jugendhilfe: 220 €
(bis 27 J.), 300 € (über 27 J.)

Die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und
Jugendhilfe (AGJ) schreibt den Deutschen
Kinder- und Jugendhilfepreis 2012 – Hermi -
ne-Albers-Preis – in den Kategorien Praxis -
preis, Theorie- und Wissenschaftspreis sowie
Medienpreis der Kinder- und Jugendhilfe aus.
Der Hermine-Albers-Preis wird von den Obers -
ten Landesjugend- und Familienbe hör den
gestiftet und vom AGJ-Vorstand alle zwei
Jahre verliehen.

Praxispreis: Gemeinsam leben und lernen
– Inklusion als Perspektive in der Kinder-
und Jugendhilfe
Bereits die Sachverständigenkommission für
den 13. Kinder- und Jugendbericht betonte
den notwendigen Zusammenhang zwischen
Befähi gungsgerechtigkeit und Inklusion und
Beteiligung. Dabei werden Inklusion und
Beteiligung als Herausforderungen, Verpflich -
tungen und Aufgaben einer sozialen Gemein -
schaft verstanden, alle Menschen in vergleich-
barer Weise von Geburt an bis ins Alter am
Leben in allen gesellschaftlichen Bereichen
aktiv zu beteiligen und nicht Sonderbezirke
oder sogenannte Schonbereiche für bestimmte
Gruppen von Menschen (z. B. für Menschen
mit Behinderung, Zugewanderte oder sozial
Benachteiligte) zu schaffen. Gleichzeitig
orientiert sich Inklusion an der Anerkennung
von Vielfalt als Voraussetzung für gelingende
Bildungs- und Erziehungsprozesse. Die Kinder-
und Jugendhilfe stellt sich in vielfältiger Form
dieser Herausforderung.

Im Rahmen der Ausschreibung des Praxis -
preises 2012 werden Träger gesucht, die mit
ihrer Arbeit aufzeigen, wie das Thema
Inklusion in den pädagogischen Alltag inte-
griert wurde. Dargestellt werden soll in den
einzureichenden Arbeiten: welche Maßnahmen
ergriffen wurden, Hindernisse für Teilhabe
abzubauen und die Anerkennung der Vielfalt
als Grundlage des pädagogischen Handelns zu
etablieren; welcher diesbezügliche Qualitäts -
maßstab für die Organisationsentwicklung der
Einrichtung zugrunde liegt und wie der
Inklusionsgedanke in der praktischen Arbeit
mit Kindern und Jugendlichen zum Ausdruck
kommt. Ausgezeichnet werden sollen Arbei -
ten, die zu dem jeweils ausgeschriebenen
Thema innovative Modelle, Konzepte bzw.
Strategien der Praxis der Kinder- und Jugend -
hilfe beschreiben und dieser neue Impulse
geben sowie zu ihrer Weiterentwicklung bei-
tragen.

Theorie- und Wissenschaftspreis
Mit dem Preis sollen Wissenschaftler/innen
und Fachkräfte, insbesondere auch Nach -
wuchskräfte, im Bereich der Sozia len Arbeit,
Erziehungswissenschaft und/oder Kinder- und
Jugendhilfe für ihre Arbeit ausgezeichnet und
gefördert werden. Für den Preis können fach-
theoretische und wissenschaftliche Arbeiten
der jüngsten Zeit eingereicht wer den, die der
Theorie der Kinder- und Jugend hilfe neue
Impulse geben. Dabei sind auch Arbeiten
gefragt, die aufzeigen, wie Erfahrungen aus
der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe in
Theorie, Wissenschaft und Aus bildung aufge-
griffen werden.
Die eingereichten Qualifikationsarbeiten sol-
len in der Regel das Niveau einer wissen -
schaft lich beachtlichen, schriftlichen Arbeit
(Dissertation) haben. Die theoretische bzw.
wissenschaftliche Intention der Arbeiten mit
ihrem Bezug zur Kinder- und Jugendhilfe (SGB
VIII) soll in einem Exposé zur schriftlichen
Arbeit erläutert werden.

Medienpreis
Dieser Preis würdigt hervorragende publizisti-
sche Arbeiten – sei es in Tages- oder
Wochenzeitungen, in regionalen oder überre-
gionalen Medien, in Printmedien, Online-
Medi en oder in Rundfunk und Fernsehen – die
zu einem Verständnis der Arbeit der Kinder-
und Jugendhilfe beitragen und/oder die
Lebenswelten von Kindern, Jugendlichen und
ihrer Familien einer breiten Öffentlichkeit
bewusst machen. In diesem Zusammenhang
können Journalistinnen und Journalisten
nicht nur für einzelne Beiträge, sondern auch
für ein kontinuierliches berufliches Engage -
ment ausgezeichnet werden. Bei Einsendung
einzelner Beiträge muss gewährleistet sein,
dass diese in einem Zeitraum vom 31. Oktober
2009 bis 30. Oktober 2011 veröffentlicht wur-
den. 

Dotierung der Preise: jeweils 4.000 Euro
Einsendeschluss für alle Bewerbungen:
31. Oktober 2011.

Informationen: Arbeitsgemeinschaft für
Kinder- und Jugendhilfe – AGJ  
Sabine Kummetat | Mühlendamm 3  
10178 Berlin | Tel.: (030) 400 40 219
jugendhilfepreis@agj.de 
www.agj.de/jugendhilfepreis

Ausbildung zum/r Jugendleiter/in
Zwei Seminarangebote des
Landesjugendrings Hamburg
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Anzeige

Alternative Stadtrundfahrten
Politisch-historische Bildung vor Ort: Hamburg im Nationalsozialismus – Verfolgung und Widerstand

Der Mut der Irene Wosikowski.
Erinnerung an eine junge Frau im Wider -
stand gegen Faschismus und Krieg
»Ich bleibe unserer Sache treu«, schrieb Irene
Wosikowski im Herbst 1944 aus dem Gefängnis
an ihre Mutter, die ehemalige Hamburger Bür -
ger schaftsabgeordnete Alice Wosikowski.
Dabei wusste die junge Frau zu diesem
Zeitpunkt bereits, dass sie für ihre feste Über-
zeigung mit dem Leben bezahlen sollte. Am
13. September 1944 wurde Irene vom Volks -
gerichtshof in Berlin wegen Vorbereitung zum
Hochverrat zum Tode verurteilt und am 27.
Oktober 1944 in Berlin Plötzensee hingerich-
tet. 
Irene Wosikowski, die seit 1924 – im Alter von
14 Jahren – Mitglied des Kommunistischen
Jugendverbands (KJVD) war, flüchtete 1933
zunächst in die Tschechoslowakei und zog
nach einem zweijährigen Studium in Moskau
1937 nach Paris. Dort schloss sie sich der
Résistance an. Durch persönliche Gespräche
ver suchte Irene deutsche Soldaten im besetz-
ten Frankreich von der Sinnlosigkeit des Krie -
ges zu überzeugen: »Deutschland muss leben,
deshalb muss Hitler fallen! Alle Waffen gegen
Hitler!«
Ihre Weggefährten beschreiben Irene Wosi -
kowski als eine »aktive, kämpferische, aber
auch gesellige und sehr lebenslustige« Frau.
Von einem Matrosen, der zunächst verspro-
chen hatte, Flugblätter weiterzuleiten, wurde
Irene schließlich verraten. Dass sie unter der
anschließenden Folter der Gestapo keine
Namen verriet, brachte ihr von ihren französi-
schen Mitstreiter/innen den Ehrennamen »La
femme allemande« ein.
Am Freitag, den 6. Mai 2011, erinnern die
VVN/BdA, die AG Jugendweihe e.V. und der

LJR in einer gemeinsamen Veranstaltung an
diese junge Heldin, das Ende des Zweiten
Weltkriegs vor 66 Jahren und die Befreiung
vom Nationalsozialismus. Engagierte junge
Frauen vom Mädchentreff »Dolle Deerns« in
Kirchdorf-Süd werden die Lesung durch
HipHop-Einlagen bereichern.
Termin: Freitag, 6. Mai 2011 von 19-21 Uhr
Ort: Bürgertreff Altona-Nord | Gefionstr. 3
Teilnahme: kostenlos

Der Seemann Wolf Hoffmann. 
Widerstand im Hamburger Hafen 1933 bis
1945. Alternative Hafenrundfahrt in
Kooperation mit der AGIJ
Für junge und ältere Hanseaten bietet diese
Hafenrundfahrt eine Alternative zu den »He
lücht´s«, den viel Seemanngarn erzählenden
Barkassen- und Fremdenführern im Hamburger
Hafen. Auch ohne seemännische Ausmalungen
und Übertreibungen hat der Hafen eine inter-
essante und wechselvolle Geschichte aufzu-
weisen.
Die Route führt durch die Speicherstadt zu
Werften, in denen Arbeiter/innen Widerstand
gegen die faschistische Kriegsmaschinerie lei-
steten. Mutige Seeleute lieferten Informa tio -
nen aus dem Ausland, schmuggelten Zei tun -
gen und Flugblätter und riefen zum Boy  kott
kriegswichtiger Verladungen auf. Waffen -
lieferungen des Deutschen Reichs zur Unter -
stützung des Franco-Regimes in Spanien sowie
die Aufrüstung für den Zweiten Welt krieg soll-
ten auf diese Weise behindert werden. Die
Tour zeigt zudem ehemalige Zwangs arbei -
terlager und die Sammelstelle, an der sich
Sinti und Roma zur Deportation einfinden
mussten, sowie die Schuppen im Hamburger

Freihafen, in denen so genanntes Judengut
(der Besitz deportierter Juden) für die späte-
re Versteigerung eingelagert wurde.
In Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft
Internationaler Jugendverbände (AGIJ) findet
die Tour am Samstag, den 21. Mai, in
Erinnerung an den Seemann Wolf Hoffmann
statt. Er kämpfte im Spanischen Bürgerkrieg
für die junge Republik und wurde später von
der SS ermordet. Hierzu wird ein Mitglied des
Vereins »Kämpfer und Freunde der Spanischen
Republik 1936-39« (KFSR) referieren. Auch der
Bruder von Wolf Hoffmann, Gerd Hoffmann,
plant an der Hafenrundfahrt teilzunehmen. In
der Seemannsmission Duckdalben wird eine
Informationstafel zur Ehrung Wolf Hoffmann
angebracht. 
Im Anschluss an die Hafenrundfahrt lädt die
AGIJ zur weiteren Diskussion über den Spa -
nischen Bürgerkrieg sowie zum geselligen
Zusammensein mit Seeleuten und Live Musik
ins Duckdalben ein. Die Rückfahrt erfolgt dann
in eigener Verantwortung (mit HVV-Bussen
oder Hafenfähren).
Termin: Samstag, 21. Mai 2011 von 13.30
bis 15.30 Uhr
Abfahrt: Pontonanlage im Binnenhafen an
den Straßen Kajen und Hohe Brücke
Teilnahme: 8 €, ermäßigt 6 €

Alle Angebote der Alternativen Stadtrund -
fahrten mit ausführlichen Informationen fin-
den Sie im Netz unter: 
www.alternative-stadtrundfahrten.de
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Die Jugendhilfeausschüsse werden gewählt –
die Regionalen Bildungskonferenzen beginnen mit ihrer Arbeit

Politische Arbeit ist in erster Linie (Mit)-
Arbeit in Gremien. Das wissen in den
Jugendverbänden alle. Und so wundert es
niemand, wenn Jugendverbände in Gremien
mitarbeiten wollen. Aber nicht überall dür-
fen sie das. Ein Zwischenbericht.

Zuerst die guten Nachrichten: Im Bezirk Ham -
burg-Mitte wurde Olaf Schwede, DGB-Jugend,
von der Bezirksversammlung in den Jugend -
hilfeausschuss (JHA) gewählt und zwar auf
Vorschlag mehrerer Jugendverbände und des
Landesjugendrings. Auch in Wandsbek konn-
ten die gemeinsamen Kandidaten der Ham bur -
ger Jugendverbände überzeugen: Arne Klindt,
Hamburger Sportjugend, wurde erneut als
stimmberechtigtes Mitglied gewählt. Reinhard
Paulsen, Jugendfeuerwehr, fungiert in dieser
Amtszeit als sein persönlicher Stellvertreter.
Auch in Hamburg-Nord setzen die Verant -
wort lichen auf Kooperation mit Hamburger
Jugendverbänden und auf Kontinuität. Erneut

wurde Dr. Stefan Brauckmann, Pfadfinderbund
Nord, in den JHA gewählt – nach 2001, 2004
und 2008 nun zum vierten Mal in Folge. Bei
Redaktionsschluss standen die Entschei dun -
gen in Harburg (19. April) und in Eimsbüttel
(28. April 2011) noch aus.

Aber was ist in Altona und in Bergedorf
los? In beiden Bezirken wurde keine Person
auf Vorschlag der Jugendverbände gewählt.
An den Jugendverbänden bzw. am Landes -
jugend ring lag es aber nicht, denn in beiden
Bezirken hatten die Hamburger Jugendver -
bände Vorschläge gemacht. Die beiden Bezirks -
versammlungen wollten nicht. In Altona hat
man entschieden, dass die Arbeit der Jugend -
verbände für die Jugendhilfe im Bezirk unbe-
deutend ist und in Bergedorf wurde die Wahl
von der Verwaltung fehlerhaft vorbereitet. Ein
Ergebnis, das vor allem Otto Fürst von Bismark
freuen dürfte. Dieser wusste schon 1850: »Mit
schlechten Gesetzen und guten Beamten lässt

sich immer noch regieren. Bei schlechten
Beamten aber helfen uns die besten Gesetze
nichts«.

Immerhin: Konsequent in seinen Entschei -
dungen ist man. Während alle Bezirke den
Landesjugendring zur Mitarbeit in den Regio -
nalen Bildungskonferenzen eingeladen haben,
wird sowohl in Altona als auch in Bergedorf
den Jugendverbänden die Mitarbeit verwehrt.

Die Liste der rechtswidrig zusammengesetzten
Jugendhilfeausschüsse ist seit dem 24. März
2011 um zwei Fälle länger. Ob das juristisch
korrekt ist, sollen andere entscheiden. Poli -
tisch besteht jedoch kein Zweifel: In Altona
und in Bergedorf sollen wichtige Weichen -
stellungen ohne die Hamburger Jugendver -
bän de getroffen werden. (ck)

»Wie willst Du leben?«
DGB-Jugend startet Initiative 

»Wie willst Du leben?« – diese Frage möch -
te die Gewerkschaftsjugend des DGB bundes -
weit im Rahmen ihrer neuen Jugend -
initiative in Betrieben, Berufschulen, an
Hochschulen und in Zusammenarbeit mit
anderen Jugendverbänden diskutieren. 

Die Initiative startet nun auch in Hamburg.
Ziel ist eine breite gesellschaftliche Diskus -
sion über die Frage, was Jugendlichen wichtig
ist. Schwerpunkt sind die drei großen The men -
 bereiche »Arbeit«, »Bildung« und »Freiheit«. 
Der Sprecher der DGB-Jugend, Olaf Schwede:
»Jugendliche stehen heute vor einer immer
schwierigeren Zukunftslage. Angesichts feh-
lender Ausbildungs- und Arbeitsplätze, einer
Zunahme an prekärer Beschäftigung und
Leiharbeit und von Studiengebühren halten
wir eine Diskussion über ihre Situation und
Wünsche für extrem wichtig.« 
Mittelpunkt der Initiative ist die Webseite
www.wie-willst-du-leben.de. Dort gibt es
unter anderem einen Fragebogen, zahlreiche
Möglichkeiten zur Meinungsäußerung, zum
Aus tausch und der Vernetzung mit anderen
Jugendlichen oder gesellschaftlich aktiven
Orga nisationen. So schafft die Gewerk -
schaftsjugend eine Plattform für die junge

Generation im Kampf für ihre Perspektiven. 
Insgesamt werden im Rahmen der Initiative in
den kommenden Wochen in Hamburg 30.000
Postkarten, Aufkleber und Plakate an Berufs -
schulen und in Betrieben verteilt In der zwei-
ten Phase im Herbst 2011 soll auf Grundlage
der Befragungsergebnisse ein öffentlicher
Diskussionsprozess in Dialogwerkstätten vor
Ort, in Betrieben, an Berufsschulen und an
Hochschulen stattfinden. 
Für Rückfragen: Olaf Schwede 
DGB Hamburg | Tel.: (040) 2858 – 256
olaf.schwede(at)dgb.de 
Info: www.wie-willst-du-leben.de

DGB-Jugend ruft zur
Demonstration am 1. Mai auf

Mit einem eigenen Block startet die DGB-
Jugend um 11 Uhr vom Besenbinderhof (vor
dem Gewerkschaftsgebäude, Nähe Haupt bahn -
hof) zur Demonstration unter dem Motto »Das
ist das Mindeste: Faire Löhne – Gute Arbeit –
Soziale Sicherheit«. Der Zug geht zum Museum
der Arbeit in Barmbek. Auf der dortigen Ab -
schlusskundgebung spricht auch Denise Kling -
beil von der Gewerkschaftsjugend Ham burg.

TerminTicker

• 2.5.2011 | 15 h
Landesjugendhilfeausschuss 
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration | Raum 957 | Hamburger Str. 47 
22083 Hamburg 

• 8.5.2011
Sonntagswerkstatt 22
»Ich sehe was, was du nicht siehst ...«
Macht, Rollen und Strukturen - Kenne ich
meine Gruppe?
Zielgruppe: Fertige und werdende Jugend -
gruppenleiter/innen
Arbeitsgemeinschaft freier Jugendverbände
Alfred-Wegener-Weg 3 | Landungsbrücken
20459 Hamburg

• 6.6.2011 | 15 h
Landesjugendhilfeausschuss 
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und
Integration | Raum 957 | Hamburger Str. 47
22083 Hamburg 

• 27.6.2011
Vollversammlung des Landesjugendrings
Hamburg 
Güntherstr. 34 | 22087 Hamburg
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